Stand: 11/2022


	§ 39 AktO mit Liste 23, Muster 30 aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 39 Berufungs-, Beschwerde- und sonstige Zivilsachen des Landgerichts 
und des 
Oberlandesgerichts
	§ 20 Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen vor den Landgerichten

	
	§ 22 Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen vor den 
Oberlandesgerichten

	(1) Die Register für Berufungs-, Beschwerde- und sonstige Zivilsachen sind für Landgericht und Oberlandesgericht gleichmäßig geordnet und lediglich in den zu verwendenden Registerbuchstaben verschieden.
	§ 20 (1) 1Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren:
1.	zweitinstanzliche Prozessverfahren unter dem Registerzeichen „S“, insbesondere
a)	Berufungen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten,
b)	Arrestgesuche und Anträge auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Kontenpfändung,
c)	Anträge auf Erlass einer einstweiligen Verfügung, …
§ 22 (1) Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren:
1.	zweitinstanzliche Prozessverfahren unter dem Registerzeichen „U“, insbesondere
a)	Berufungen in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten,
b)	Arrestgesuche und Anträge auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Kontenpfändung,
c)	Anträge auf Erlass einer einstweiligen Verfügung, …
§§ 20, 22 2Berufungen, Arrestgesuche, Anträge auf Erlass eines Beschlusses zur vorläufigen Kontenpfändung und Anträge auf Erlass einer einstweiligen Verfügung sind jeweils gesondert zu registrieren.

	(2) 1Das Berufungsregister für Zivilsachen wird für alle Sachen, einschließlich der Landwirtschaftssachen, bei dem Landgericht und dem Oberlandesgericht nach der Liste 23 geführt.
	

	2Die Entgegennahme der Berufungen kann die Präsidentin oder der Präsident für alle Kammern (Senate) einer besonderen Abteilung der Geschäftsstelle übertragen, die über die Berufungen eine Hauptliste zu führen hat und insbesondere zur Erteilung der Notfristzeugnisse berufen ist.
	Geschäftsordnungsvorschriften

	3Die Hauptliste kann in Karteiform geführt werden; etwaige Schriften sind zu Sammelakten zu nehmen.
	wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	(3) 1Zu den 
Anträgen außerhalb eines in der Berufungsinstanz anhängigen Rechtsstreits 
(SH, 








UH) 
gehören z.B. Anträge auf Einstellung der Zwangsvollstreckung (§ 771 Absatz 3 ZPO).
	§ 20 (1) 1Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren:
3.	Anträge und Handlungen außerhalb eines anhängigen Berufungs- oder Beschwerdeverfahrens unter dem Registerzeichen „SH“, insbesondere
a)	einstweilige Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren nach §§ 49, 50 Absatz 1 Satz 2 FamFG,
b)	Anordnungen nach §§ 14, 23 VSchDG,
c)	gerichtliche Bestimmungen der Zuständigkeit nach § 36 ZPO, § 2 ZVG und § 5 
FamFG,
d)	Ablehnungen von Gerichtspersonen nach § 45 Absatz 3 ZPO und § 6 FamFG.
§ 22 (1) Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren:
3.	Anträge und Handlungen außerhalb eines anhängigen Berufungs- oder Beschwerdeverfahrens unter dem Registerzeichen „UH“, insbesondere 
a)	einstweilige Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren nach §§ 49, 50 Absatz 1 Satz 2 FamFG,
b)	gerichtliche Bestimmungen der Zuständigkeit nach § 36 ZPO, § 2 ZVG und § 5 
FamFG
c)	Ablehnungen von Gerichtspersonen nach § 45 Absatz 3 ZPO und § 6 FamFG,
d)	Wahlanfechtungen bei Präsidiumswahl nach § 21b Absatz 6 GVG,
e)	Amtsenthebungen von ehrenamtlichen Richtern in Handels-, Landwirtschafts- und Wirtschaftsprüfersachen nach § 113 GVG, § 7 LwVfG, § 77 WiPrO, 
f)	Amtsenthebungen von Beisitzern der Kammer oder des Senats für Steuerberater- oder Steuerbevollmächtigtensachen sowie für Patentanwaltssachen nach § 101 StBerG, § 89 PAO, 
g)	Amtsenthebungen von notariellen Beisitzern und Beendigung ihres Amtes nach § 104 Absatz 1a und 2 BNotO.

	2Einstweilige Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren (§ 50 Abs. 1 Satz 2 FamFG) vor dem Landgericht sind unter SH zu erfassen.
	§ 20 (1) 1Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren:
3.	Anträge und Handlungen außerhalb eines anhängigen Berufungs- oder Beschwerdeverfahrens unter dem Registerzeichen „SH“, insbesondere
a)	einstweilige Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren nach §§ 49, 50 Absatz 1 Satz 2 FamFG,

	(4) 1Die Akten sind an das Gericht erster Instanz zurückzusenden, wenn die Berufung erledigt ist.
	§ 8 (4) 1Nach Erledigung in der Rechtsmittelinstanz ist die Akte an die vorherige Instanz, in Straf- und Bußgeldsachen an die zuständige Staatsanwaltschaft, zurückzusenden. 2Bei elektronischer Aktenführung kann von einer Übermittlung von Dokumenten abgesehen werden, wenn diese bereits in dem ursprünglich an die Rechtsmittelinstanz übermittelten Teil der Akte enthalten waren.

	2Falls die Beendigung der Instanz (z.B. durch Vergleich, rechtskräftiges Urteil usw.) nicht ohne weiteres ersichtlich ist, gilt eine Berufung als erledigt, wenn sie zurückgenommen wird oder die Zurücknahme zu den Akten angezeigt und in dem zur mündlichen Verhandlung bestimmten Termin ein Antrag nicht gestellt wird.
	§ 10 (1) 1Sobald die Angelegenheit beendet ist, ist das Weglegen der Akte anzuordnen. 2Eine Angelegenheit ist beendet, wenn 
1.	alle Anträge erledigt und die von Amts wegen zu treffenden Entscheidungen ergangen sind oder
2.	ein Klage- oder Antragsverfahren seit sechs Monaten nicht mehr betrieben worden ist 
oder
3.	vorweg zu erhebende Gebühren oder Kostenvorschüsse, von deren Entrichtung die Vornahme einer Handlung oder die Einleitung oder der Fortgang des Verfahrens abhängig ist, nicht binnen sechs Monaten nach Anforderung gezahlt worden sind 
und die von Amts wegen vorzunehmenden Tätigkeiten, zum Beispiel statistischer und kostenrechtlicher Abschluss, erledigt sind.

	3Im Übrigen gilt sie als erledigt, wenn das Verfahren seit sechs Monaten nicht betrieben worden ist.
	

	(5) aufgehoben
	

	(6) 1In das Beschwerderegister (Liste 23) gehören alle Beschwerden, über die das Gericht zu entscheiden hat.
	§ 20 (1) 1Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren:
2.	Beschwerdeverfahren unter dem Registerzeichen „T“, insbesondere
a)	Betreuungsbeschwerden,
b)	Beschwerden in Freiheitsentziehungs- und Unterbringungssachen sowie in betreuungsrechtlichen Zuweisungssachen nach § 340 FamFG,
c)	Beschwerden in Vollstreckungssachen,
d)	Beschwerden in Insolvenzsachen,
e)	Beschwerden nach § 15 Absatz 2 BNotO, …
§ 22 (1) Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren: …
2.	Beschwerdeverfahren unter dem Registerzeichen „W“, insbesondere
a)	Beschwerden in Landwirtschaftssachen,
b)	Nachlassbeschwerden,
c)	weitere Beschwerden in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit einschließlich der Kostensachen auf diesem Gebiet und der Beschwerden nach § 129 GNotKG, 
d)	Beschwerden nach § 16 ThUG,
e)	Beschwerden nach dem SpruchG,
f)	Beschwerden gegen sonstige Entscheidungen der Landgerichte in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach §§ 87, 91 GWB und §§ 102, 106 Absatz 1 EnWG, …

	2Nicht hierher gehören also z.B. Anträge auf Änderung einer Entscheidung der beauftragten oder ersuchten Richterin oder des beauftragten oder ersuchten Richters und der Urkundsbeamtin oder der Urkundsbeamtin bzw. des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle sowie Aufsichtsbeschwerden aller Art; diese Anträge und Beschwerden werden zu den einschlägigen Akten genommen oder, wenn solche nicht bestehen, in das Allgemeine Register eingetragen.
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend …

	3Die Präsidentin oder der Präsident kann die Führung einer Hauptliste wie in Absatz 2 anordnen. 
	entbehrlich

	(7) 1Mit denjenigen Zivilsachen, die nicht unter die voraufgegangenen Vorschriften fallen, werden Sammelakten und, wenn die Tätigkeit des Landgerichts oder des Oberlandesgerichts sich nicht auf eine einmalige Entscheidung beschränkt, Sonderakten angelegt.
	entbehrlich

	2Die erforderlichen näheren Anordnungen trifft die Behördenleitung.
	

	3Es kommen u.a. in Frage die Schriften und Entscheidungen der Zivilkammer oder des Zivilsenats als oberen Gerichts, z.B. 

bezüglich der Bestimmung des zuständigen Gerichts nach § 36 ZPO, 

§ 2 des Gesetzes über die Zwangsversteigerung, 
§ 5 des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und 
die Entscheidungen über die Ablehnung von Gerichtspersonen.
	§ 20 (1) 1Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren:
3.	Anträge und Handlungen außerhalb eines anhängigen Berufungs- oder Beschwerdeverfahrens unter dem Registerzeichen „SH“, insbesondere
c)	gerichtliche Bestimmungen der Zuständigkeit nach § 36 ZPO, § 2 ZVG und § 5
FamFG,
a)	einstweilige Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren nach §§ 49, 50 Absatz 1 Satz 2 FamFG,
b)	Anordnungen nach §§ 14, 23 VSchDG,
d)	Ablehnungen von Gerichtspersonen nach § 45 Absatz 3 ZPO und § 6 FamFG.

	(8) 1Über die Berufungsprozesse (S, U) wird ein alphabetisches Namenverzeichnis nach dem Namen der bzw. des Berufungsbeklagten geführt; der Name der Berufungsklägerin bzw. des Berufungsklägers ist ebenfalls zu vermerken.
	wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	2Die Behördenleitung kann bestimmen:
a)	ob das Namenverzeichnis für mehrere Jahrgänge anzulegen ist,
b)	dass das Namenverzeichnis in anderer Weise, z.B. nach dem Namen der oder des Beklagten, geführt wird,
c)	dass das Namenverzeichnis entfällt, wenn eine Hauptliste nach Absatz 2 geführt wird.
	

	(9) Über die Termine zur mündlichen Verhandlung wird ein Verhandlungskalender (Muster 30) geführt.
	§ 6 (4) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen.

	(10) (aufgehoben)
	

	
	

	Liste 23 (§ 39 Absatz 2, Abs. 6)
	

	Berufungs- und Beschwerdesachen des Landgerichts S, SH, T
und des Oberlandesgerichts U, UH, W
	

	Zu erfassen sind:
	§ 20 und § 22 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken:

	1.	Tag des Eingangs der Rechtsbehelfsschrift
	2.	Datum des Eingangs,

	2.	a)	Sitz des Gerichts erster Instanz

b)	Aktenzeichen des Gerichts erster Instanz
c)	Tag der Entscheidung des Gerichts erster Instanz
	3.	Gericht erster Instanz:
a)	Sitz,
b)	Aktenzeichen,
c)	Datum der Entscheidung,

	3.	a)	Familienname und Vorname, Wohnort oder Aufenthaltsort der Berufungsklägerin oder des Berufungsklägers
b)	Familienname und Vorname, Wohnort oder Aufenthaltsort der oder des Berufungsbeklagten
	4.	Vor- und Familienname oder Bezeichnung der Parteien oder Beteiligten sowie deren Anschrift:
a)	Berufungskläger, Beschwerdeführer oder Antragssteller,
b)	Berufungsbeklagter, Beschwerde- oder Antragsgegner,
c)	weiterer Beteiligter,

	Nur für Landgerichte:
	

	4.	

a)	Betreuungsbeschwerden
b)	Beschwerden in Freiheitsentziehungs-, Unterbringungs- und betreuungsrechtlichen Zuweisungssachen

c)	Beschwerden in Insolvenzsachen
d)	Beschwerden in Kostensachen
e)	Sonstige Beschwerden (ohne a) bis d)
	§ 20 (1) 1Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren: 
2.	Beschwerdeverfahren unter dem Registerzeichen „T“, insbesondere
a)	Betreuungsbeschwerden,
b)	Beschwerden in Freiheitsentziehungs- und Unterbringungssachen sowie in betreuungsrechtlichen Zuweisungssachen nach § 340 FamFG,
c)	Beschwerden in Vollstreckungssachen,
d)	Beschwerden in Insolvenzsachen,
e)	Beschwerden nach § 15 Absatz 2 BNotO, …

	5.	Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	6.	Datum und Art der Entscheidung
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	7.	
Tag der Abgabe der Akten an das Gericht erster Instanz
	6.	bei Berufungen und Beschwerden 
Datum der Rückgabe der Akten an das Gericht erster Instanz,

	
	7. Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	8.	Bemerkungen
	8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	Nur für Oberlandesgerichte:
	

	4.	

a)	Beschwerden in Landwirtschaftssachen
b)	Nachlassbeschwerden
c)	Beschwerden in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (außer Nachlassbeschwerden) einschließlich der Kostensachen auf diesem Gebiet und der Beschwerden nach § 129 GNotKG

d)	Beschwerden nach dem Gesetz über das gesellschaftliche Spruchverfahren (SpruchG)
e)	Beschwerden gegen die Vollstreckbarerklärung nach Artikel 43 VO (EG) Nummer 44/2001 (§ 1 Abs. 2 AVAG)
f)	Sonstige Beschwerden (ohne a) bis f)
	§ 22 (1) Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren: …
2.	Beschwerdeverfahren unter dem Registerzeichen „W“, insbesondere
a)	Beschwerden in Landwirtschaftssachen,
b)	Nachlassbeschwerden,
c)	weitere Beschwerden in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit einschließlich der Kostensachen auf diesem Gebiet und der Beschwerden nach § 129 GNotKG,
d)	Beschwerden nach § 16 ThUG,
e)	Beschwerden nach dem SpruchG,

f)	Beschwerden gegen sonstige Entscheidungen der Landgerichte in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nach §§ 87, 91 GWB und §§ 102, 106 Absatz 1 EnWG, …

	5.	Jährlich fortlaufende Nummer
	1.	Aktenzeichen,

	6.	Datum und Art der Entscheidung
	5.	Datum und Art der Erledigung,

	7.	
Tag der Abgabe der Akten an das Gericht erster Instanz
	6.	bei Berufungen und Beschwerden 
Datum der Rückgabe der Akten an das Gericht erster Instanz,

	
	7.	Jahr der Anordnung des Weglegens und des Ablaufs der Aufbewahrungsfrist,

	8.	Bemerkungen
	8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	Erläuterungen:
	

	A. Berufungsverfahren
	

	1.	1Die Erfassung des Vornamens, des Wohnortes oder des Aufenthaltsortes kann unterbleiben, wenn die Identität der Partei auf Grund der vorhandenen Angaben verwechslungssicher festgestellt ist.
	In den Registern sind zukünftig immer Vor- und Familienname anzugeben.

	2Der Name der Klägerin oder des Klägers ist entsprechend kenntlich zu machen.
	wegen automatisierter Bearbeitung entbehrlich

	2.	Unter neuer Nummer sind zu erfassen:
a)	Nichtigkeits- und Restitutionsklagen gegen rechtskräftige Urteile in der Berufungsinstanz,
b)	bei den Oberlandesgerichten auch Sachen, die bei einer Sprungrevision in die Berufungsinstanz zurückverwiesen worden sind; dies ist (beispielsweise durch Ergänzung des Aktenzeichens um den Buchstaben "R") kenntlich zu machen.
	§ 2 (1)4Abänderungsklagen nach §§ 323, 323a ZPO, Abänderungsanträge nach §§ 225 bis 227 und §§ 238 bis 240 FamFG, Restitutions- und Nichtigkeitsklagen nach § 578 ZPO und Wiederaufnahmeanträge nach § 48 Absatz 2, §§ 118, 185 FamFG erhalten ein neues Aktenzeichen.

	3.	1Wird gegen dasselbe Urteil (Zwischen-, Teil- oder Endurteil) von beiden Parteien Berufung eingelegt, ist die Sache nur einmal zu erfassen.
	§ 8 (1) 2Ein Rechtsmittel ist nicht erneut zu registrieren, wenn gegen die angefochtene Entscheidung bereits ein Rechtsmittel anhängig ist.

	2Stellt sich später heraus, dass mehrere unter besonderen Nummern erfasste Berufungen gegen dasselbe Urteil eingelegt sind, ist dies zu vermerken.
	§ 7 (1) 1Werden Verfahren verbunden, sind nur die Akten des führenden Verfahrens weiterzuführen, soweit es sich nicht um eine Verbindung nach § 237 StPO handelt. 2Ist das führende Verfahren nicht ausdrücklich bestimmt, ist das älteste der Verfahren führend. 3Die Akten des durch Verbindung als erledigt geltenden Verfahrens werden mit einer Abschrift des Verbindungsbeschlusses oder der Verbindungsverfügung geschlossen der Akte des führenden Verfahrens beigefügt. 4Die Verbindung ist auf den Aktenumschlägen zu vermerken.

	4.	Die (Neu)Erfassung unterbleibt ferner bei
a)	Verfahren, die nach Erlass eines Vorbehaltsurteils über die Aufrechnung (§ 145 Abs. 3, § 302 ZPO) im Nachverfahren weiter betrieben werden,
b)	Eingang einer Berufung, sofern für die Hauptsache bereits ein Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe oder ein Ersuchen um grenzüberschreitende Prozesskostenhilfe (§ 1078 ZPO) läuft oder innerhalb der letzten drei Monate durch Beschluss erledigt worden ist,
c)	allen unter SH/UH zu erfassenden Anträgen, wenn die Hauptsache anhängig ist oder gleichzeitig anhängig wird (mit Ausnahme der einstweiligen Anordnungen nach § 50 Abs. 1 Satz 2 FamFG),
d)	Eingang einer Berufung, wenn in derselben Sache bereits eine Entscheidung über einen Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung oder eines Arrestes getroffen wurde und die Frist von 3 Monaten noch nicht abgelaufen ist,
e)	Anträgen auf Grund der Bestimmungen über die Vollstreckung deutscher Vollstreckungstitel im Ausland,
f)	bei den Oberlandesgerichten auch Sachen, die aus der Revisionsinstanz in die Berufungsinstanz zurückverwiesen worden sind.
	§ 2 (1) 3Zu einem Geschäftsvorgang gehören alle Anträge, Erklärungen, Handlungen und Entscheidungen, die ganz oder teilweise eine Angelegenheit betreffen, mit der das Gericht oder die Staatsanwaltschaft befasst ist oder war, zum Beispiel betreffend
1.	Prozess- und Verfahrenskostenhilfe sowie Stundung der Kosten des Insolvenzverfahrens,
2.	Zwangs- und Ordnungsmittel,
3.	Berichtigung und Ergänzung,
4.	Aufhebung und Abänderung,
5.	Rechtsbehelfe,
6.	Rügen,
7.	Straf- und Zwangsvollstreckung,
8.	Fortführung nach Aussetzung, Nichtbetrieb, Ruhen oder Unterbrechung,
9.	Fortführung nach Zurückverweisung, wenn derselbe Spruchkörper tätig wird,
10.	Kosten- und Vergütungsfestsetzung,
11.	Rechtskraftzeugnisse und Vollstreckungsklauseln,
12.	Kostenansatz und Mitteilungen,
13.	Ablehnung von Gerichtspersonen.
§ 16 1Ein selbstständiger Antrag auf Gewährung von Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe ist unter dem Registerzeichen zu registrieren, unter dem das spätere Verfahren zu registrieren wäre. 2Geht das betreffende Verfahren gleichzeitig oder später ein, ist es nicht zusätzlich zu registrieren. 3Satz 1 und 2 gelten auch für ein selbstständiges Ersuchen um grenzüberschreitende Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe.

	Nur für Landgerichte:
	

	5.	Wird ein Rechtsstreit von der Zivilkammer an die Kammer für Handelssachen oder von dieser an die Zivilkammer verwiesen, ist dies im Feld Bemerkungen entsprechend zu vermerken.
	§ 20 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	6.	


Einstweiligen Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren (§ 50 Abs. 1 Satz 2 FamFG) sind unter SH zu erfassen.
	§ 20 (1) 1Als Berufungen, Beschwerden und sonstige Zivilsachen sind zu registrieren: ...
3.	Anträge und Handlungen außerhalb eines anhängigen Berufungs- oder Beschwerdeverfahrens unter dem Registerzeichen „SH“, insbesondere
a)	einstweilige Anordnungen ohne vorangegangenes amtsgerichtliches Verfahren nach §§ 49, 50 Absatz 1 Satz 2 FamFG, …

	Nur für Oberlandesgerichte:
	

	5.	Bei den unter UH erfassten Verfahren sind Abgaben innerhalb des Gerichts besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	B. Beschwerdeverfahren:
	

	1.	1Eine Beschwerde ist nicht neu zu erfassen, wenn gegen die angefochtene Entscheidung bereits eine Beschwerde anhängig ist.
	§ 8 (1) 2Ein Rechtsmittel ist nicht erneut zu registrieren, wenn gegen die angefochtene Entscheidung bereits ein Rechtsmittel anhängig ist.

	2Stellt sich später heraus, dass mehrere unter besonderen Nummern registrierte Beschwerden gegen dieselbe Entscheidung eingelegt sind, ist dies zu vermerken.
	§ 7 (1) 1Werden Verfahren verbunden, sind nur die Akten des führenden Verfahrens weiterzuführen, soweit es sich nicht um eine Verbindung nach § 237 StPO handelt. 2Ist das führende Verfahren nicht ausdrücklich bestimmt, ist das älteste der Verfahren führend. 3Die Akten des durch Verbindung als erledigt geltenden Verfahrens werden mit einer Abschrift des Verbindungsbeschlusses oder der Verbindungsverfügung geschlossen der Akte des führenden Verfahrens beigefügt. 4Die Verbindung ist auf den Aktenumschlägen zu vermerken.

	Nur für Landgerichte:
	

	2.	Dagegen sind die vom Oberlandesgericht zurückverwiesenen Beschwerden neu zu erfassen.
	§ 2 (1) 5Wird ein Verfahren innerhalb des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft abgegeben oder wird nach Zurückverweisung ein anderer Spruchkörper tätig, kann ein neues Aktenzeichen vergeben werden.

	3.	Beschwerden nach § 15 Absatz 2 BNotO sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	4.	1Wird eine Beschwerde von der Zivilkammer an die Kammer für Handelssachen oder von dieser an die Zivilkammer verwiesen (§ 104 GVG), ist dies im Feld Bemerkungen entsprechend zu erfassen.
	§ 20 (2) Im Register sind folgende Angaben zu vermerken: …
8.	Bemerkungen, zum Beispiel Verbleib.

	2Abgaben innerhalb des Gerichts sind besonders kenntlich zu machen.
	entfällt

	Nur für Oberlandesgerichte:
	

	2.	1In dem für die Bezeichnung der Landwirtschaftssachen vorgesehenen Feld können die Beschwerden in Landwirtschaftssachen durch einen Zusatz (z.B. "Lw") gekennzeichnet werden.
	§ 36 (3) Die Berufungen in Landwirtschaftssachen sind nach § 22 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a, die Beschwerden nach § 22 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a zu registrieren.

	2Dieser ist dem Registerzeichen "W" anzufügen, das Aktenzeichen lautet dann z.B. 2 WLw 19/03.
	entfällt

	3.	Beschwerden nach dem Therapieunterbringungsgesetz (§ 16 ThUG) werden mit dem Zusatz „Th“ erfasst.
	entfällt

	4.	Abgaben innerhalb des Gerichts sind besonders kenntlich zu machen.
	Statistik

	
	

	Muster 30 (…§ 39 Abs. 9, …)
	

	Verhandlungskalender für Zivilsachen des Landgerichts und für Zivil- und Familiensachen des Oberlandesgerichts
	§ 6 (3) 1Für jeden Sitzungstag ist ein Verzeichnis der Termine vor Beginn des ersten Termins an dem Eingang zum Sitzungszimmer und gegebenenfalls an der zentralen Informationstafel anzuzeigen. 2In das Terminverzeichnis sind vorbehaltlich besonderer Regelungen aufzunehmen:

	1.	Laufende Nummer für jeden Tag
	

	2.	Aktenzeichen
a) erster Instanz
b) zweiter Instanz
	6.	das Aktenzeichen,

	3.	Name
a)	des Antragstellers (Berufungs-) Klägers, Beschwerdeführers
b)	des Antragsgegners (Berufungs-) Beklagten, Beschwerdegegners
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	4.	Terminsstunde
	2.	das Datum,
5.	die Uhrzeit,

	5.	Name des Prozess- bzw. Verfahrensbevollmächtigten
a)	des Antragstellers (Berufungs-) Klägers, Beschwerdeführers
b)	des Antragsgegners (Berufungs-) Beklagten, Beschwerdegegners
	8.	für alle öffentlichen Sitzungen die Angelegenheit, zum Beispiel durch die Bezeichnung der Parteien, gegebenenfalls als Kurzbezeichnung.

	6.	Neuer Termin ist anberaumt auf
	

	7.	Das Urteil, die Entscheidung nach Lage der Akten ist zur Geschäftsstelle gekommen am
	§ 6 (5) 1In Zivil-, Familien- und Strafsachen soll nach Abschluss einer Sitzung deren Ergebnis im zugelassenen Programm vermerkt werden. 2Bei Verkündung eines Urteils oder eines Beschlusses ist auch das Datum des Eingangs des vollständig abgefassten Urteils oder des Beschlusses in der Geschäftsstelle des Gerichts zu vermerken.

	8.	Bemerkungen / Die Akten liegen vor
	

	Erläuterungen:
	

	1.	Die Spalten 1 bis 5 sind sogleich nach Terminbestimmung auszufüllen. Der Name des Anwalts der Gegenpartei ist nachzutragen, sobald er bekannt wird. Der Behördenleiter kann anordnen, dass die Spalten 5a und 5b unausgefüllt bleiben.
	

	2.	Bei Anberaumung eines lediglich zur Verkündung einer Entscheidung bestimmten Termins ist dem Datum in Spalte 6 der Vermerk "VT" hinzuzusetzen. Der Verkündungstermin selbst ist in Spalte 1 durch "VT" zu kennzeichnen.
	

	3.	(Aufgehoben)
	

	4.	In Spalte 7 sind nur streitige, mit Tatbestand und Entscheidungsgründen sowie den erforderlichen Unterschriften der Richter versehene Urteile einzutragen. Wird ausnahmsweise ein Urteil ohne Tatbestand und Entscheidungsgründe der Geschäftsstelle übergeben (§ 315 Abs. 2 ZPO), so ist der Tag des Eingangs in Spalte 8b zu vermerken; Spalte 7 ist erst auszufüllen, wenn auch Tatbestand und Entscheidungsgründe der Geschäftsstelle übergeben werden.
In Spalte 7 ist zusätzlich der Tag in Klammern anzugeben, an dem der Berichterstatter das nur von ihm unterschriebene Urteil der Geschäftsstelle übergibt. In Sachen, in denen kein streitiges Urteil oder keine Entscheidung nach Lage der Akten ergangen ist, ist alsbald nach Bekanntwerden des Terminsergebnisses in Spalte 7 ein Schrägstrich (/) einzustellen.
	

	In Spalte 8a ist die Vorlegung der Akten an den Berichterstatter und an den Vorsitzenden gegebenenfalls auch an den Nebenberichterstatter (Referendar) zu vermerken; bei Rückkunft der Akten zur Geschäftsstelle ist der in Spalte 8a eingestellte Name zu durchstreichen.
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